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Die Tarife für Abfall, Abwasser und
Wasser der 120 grössten Gemein-
den in der Schweiz hat der eidge-
nössische Preisüberwacher Rudolf
Strahm einem Vergleich unterzo-
gen. Die Resultate wurden im Janu-
ar veröffentlicht. Fazit des Ver-
gleichs: Die Stadt Thun gehört be-
züglich der Abfallgebühren für Pri-
vathaushalte zu den teuersten Ge-
meinden in der Schweiz.

SP-Stadtrat Patric Bhend hat den
Vergleich des Preisüberwachers
nun dazu benutzt, um mittels einer
Motion die Senkung der Abfallge-
bühren um 15 Prozent zu fordern.
Bereits einmal hatte Bhend einen
Vorstoss dazu eingereicht, in wel-
chem er den Gemeinderat auffor-
derte, zu prüfen, in welchem Um-
fang eine Gebührensenkung mög-
lich wäre. Das damalige Postulat
zog er aber zurück, da der Gemein-
deratinseinerAntwortnichtaufdas
«Kernanliegen» des Vorstosses ein-
gegangen sei, wie Bhend sagt.

DerGemeinderatargumentierte
damals gegen eine Gebührensen-
kung.

«OberflächlicherVergleich»

Auch jetzt ist der Gemeinderat
im Grundsatz anderer Meinung als
Bhend: Angebot und Kosten müss-
ten einander direkt gegenüberge-
stellt werden, dies komme in einem
«reinen, oberflächlichen Gebüh-
renvergleich nicht zum Ausdruck»,
schreibt der Gemeinderat in seiner
Antwort.

Die Exekutive weist zudem dar-
auf hin, die Stadt verfüge über ein
umfangreiches, kundenfreundli-
ches Dienstleistungsangebot, wel-
ches über den «minimalen Leis-
tungsstandard vieler Gemeinden»
hinausgehe. Zu diesem Angebot
zählt die Stadtregierung unter an-
derem den bedienten Abfallsam-
melhof, die Separatsammlungen
für Papier, Metall und Karton, die
Quartiersammelstellen oder den
AbfallunterrichtanderVolksschule.

Abfallgebühr soll sinken
Die Thunerinnen und Thuner sollen künftig 15 Prozent weniger Kehrichtgrundgebühren zahlen müssen

Mittlerweile liegt nun aber der
Rechnungsabschluss der «Spezial-
finanzierung Abfallentsorgung»
vor. Und diese Rechnung schliesst
mit einem Gewinn von über einer
halben Million Franken ab. Bei ei-
nem solchen Rechnungsergebnis
kommt nun offenbar auch der Ge-
meinderat nicht umhin, über eine
Gebührensenkung nachzudenken.
Per Ende Dezember 2007 lagen in
der Kasse der Spezialfinanzierung
zudem insgesamt 1,7 Millionen
Franken. Eine «generelle Senkung
der Grundgebühr» um 15 Prozent
bezeichnet die Stadtregierung des-
halb als «verkraftbar».

Bis anhin mussten die Thuner
folgende Kehrichtgrundgebühren
entrichten:

Für eine 1,5- bis 2,5-Zimmer-
Wohnung mussten 71.40 pro Jahr
bezahlt werden, für eine 2- bis 3,5-
Zimmer-Wohnung 100.80, für eine
4-bis4,5-Zimmer-Wohnung121.80,
für eine 5- bis 5,5 -Zimmer-Woh-
nung 142.80, und für 6 und mehr
Zimmer bezahlte man 163.80.

Für ein Einfamilienhaus bis und
mit 3,5 Zimmer mussten zudem
126 Franken bezahlt werden, für 4-

bis 5,5 Zimmer-Häuser 178.55, und
ab 6 Zimmern pro Haus bezahlten
die Thuner 204.75.

Die Senkung dieser Grundge-
bühren sind aber laut Gemeinderat
nicht nur aufgrund des Gewinns
der Spezialfinanzierung möglich.

Auch die Avag senkt die Preise

Bei der zuständigen regionalen
AG für Abfallverwertung, der Avag,
will man nämlich per 1.Januar 2009
den Entsorgungspreis pro Tonne
Abfall senken, wie Avag-Geschäfts-
führer Heiner Straubhaar bestätigt.
Um wie viele Franken pro Tonne
dieser Preis sinken soll, kann
Straubhaar allerdings noch nicht
sagen. Vermutlich seien es aber
mehr als die 10 Franken pro Tonne,
von denen der Gemeinderat in der
Motionsantwort schreibt.

Bis jetzt bezahlte die Stadt Thun
der Avag für die Entsorgung einer
Tonne Abfall 235 Franken. Ab dem
1. Juli 2008 zahlt sie noch 225 Fran-
kenproTonne–undab2009sollder
Preis also noch einmal sinken.

Das Thuner Parlament wird
nächste Woche über die definitive
Gebührensenkung befinden.

In einer Motion fordert SP-
Stadtrat Patric Bhend den
Gemeinderat auf, die Abfall-
gebühren für private Haushalte
um 15 Prozent zu senken. Der
Gemeinderat findet dies «ver-
kraftbar», entscheiden muss
aber noch das Parlament.

M I R E I L L E G U G G E N B Ü H L E R

Teurer Müll in Thun trotz eigener Kehrichtverbrennungsanlage vor der Haustüre.

«Es möge doch der Kaufmann sei-
nen Fuss nicht in die Tür der Uni-
versität stellen.» – Das Verhältnis
zwischen den Universitäten und
der Wirtschaft ist traditionsgemäss
schlecht, wie dieser Spruch aus
dem 19. Jahrhundert veranschau-
licht. Auf diesen Umstand wies
auch Professor Rainer Schwinges
hin. Der Dozent für mittelalterliche
Geschichte an der Uni Bern mode-
rierte am Mittwochabend im Haus
der Universität ein Podiumsge-
spräch. Dieses beleuchtete das
«Unternehmen Universität» aus
verschiedenen Perspektiven. Uni-
versitäten seien Unternehmen

Zwischen Theorie und Praxis
Universitäts- und Wirtschaftsvertreter diskutierten über die Universität als Unternehmen

trotz historischen Animositäten in
denletztenJahrenimmerähnlicher
geworden, so Schwinges: «Eine
moderne Universität funktioniert
heutzutageweitgehendwieeinUn-
ternehmen.» Im Zuge der Bologna-
Reform habe man die universitäre
Ausbildung zunehmend ergebnis-
orientiert ausgerichtet. Forschen
um des Forschens willen sei selten
geworden, wie der Moderator er-
klärte. Dies habe bei Dozenten und
Wissenschaftlern die Befürchtung
geweckt, sie könnten ihre For-
schungsfreiheit verlieren.

«Sind sehr individualistisch»

Auf solche Bedenken sei er als
Direktor der Grazer Karl-Franzens-
Universität (KFUG) ebenfalls ge-
stossen, bestätigt Gastreferent Pro-
fessor Alfred Gutschlhofer. Als sich
das österreichische Bildungsminis-
terium 2003 fast vollständig aus
sämtlichen Hochschulen des
Landes zurückzog, habe die Uni-
versität innerhalb von drei Jahren
lernen müssen, sich vollständig
selbst zu verwalten. Um das zu be-
werkstelligen, habe man unterneh-

merisch denken müssen, wie der
Direktor erklärte. Analog zur Wirt-
schaft habe man ein Geschäftsmo-
dell aufgestellt, habe sich gefragt,
welche Zielgruppen man bedienen
und welche Leistungen man anbie-
ten wolle, sagte Gutschlhofer. «Wir
mussten auch unsere Standortvor-
teile nutzen.» Aufgrund der hohen
Universitätsdichte in Graz – auf
250000 Einwohner kommen vier
Universitäten – habe man beschlos-
sen, verstärkt mit anderen Unis zu
kooperieren und manche Institute,
wie die medizinische Fakultät, aus-
zugliedern, so Gutschlhofer . «Das
gefiel natürlich nicht allen.Wir sind
sehr individualistisch an der Uni.»

ZwischenzeitlichseiendieMass-
nahmenweitgehendaufAkzeptanz
gestossen, so der Direktor. Als reine
Erfolgsgeschichte wollte er sie
trotzdem nicht verkaufen: «Wir ha-
ben noch nicht einmal die Hälfte
unseres Effizienzpotenzials ge-
nutzt.» Gutschlhofer kritisierte ins-
besondere die österreichische Bil-
dungspolitik.Diesehabeesschlicht
versäumt,klareZielvorhabenandie
Universitäten zu richten. Diese sei-

Moderne Universitäten funk-
tionieren wie Wirtschafts-
unternehmen. Trotzdem beste-
hen zwischen den Hochschulen
und der Wirtschaft immer noch
Meinungsunterschiede. Dies
zeigt ein Podiumsgespräch an
der Universität Bern.

M A R T I N Z I M M E R M A N N

en zwar reformiert, wie Gutschlho-
fersagte.WohindieReisegehensol-
le, bleibe aber unklar.

Konsequenter an der Praxis

Ein konkretes Ziel der universitä-
ren Ausbildung nannte Gastreferent
JürgSegmüller.DerDirektorderCre-
dit Suisse in Bern forderte von den
Universitäten Ausbildungen, die
konsequenter an der Praxis orien-
tiert seien. «Der Graben zwischen
Theorie und Praxis muss geschlos-
sen werden.» Universitäten dürften
sich nicht nur darauf festlegen,Wis-
sen zu produzieren, sondern müss-
ten auch soziale Kompetenzen wie
Teamfähigkeitoderkommunikative
Fähigkeiten fördern. Zudem müss-
tensiegrösserenWertaufdieWeiter-
bildunglegen:«Wirwollennichtnur
Topleute beim Eintritt in ein Unter-
nehmen,sondernauch20Jahrespä-
ter.» Dem entgegnete Gutschlhofer,
die Universitäten könnten nur
Grundlagenwissen vermitteln. Der
Rest sei branchenspezifisches Wis-
sen, dass nur die einzelnen Betriebe
vermitteln könnten, zum Beispiel
via Praktika.

THUN In Thun werden am kom-
menden Mittwoch zum 52. Mal
ausgediente Fahrzeuge der Armee
versteigert. 441 Fahrzeuge stehen
fürdieGantbereit.Diebeidenältes-
ten sind zwei Dodges WC mit Jahr-
gang 1948. Das jüngste angebotene
FahrzeugisteinOpelAstramitJahr-
gang 2004. Nach Angaben des De-
partements für Verteidigung, Be-
völkerungsschutz und Sport (VBS)
reichen die Schatzungspreise für
die 441 verkäuflichen Fahrzeuge
von ein paar hundert bis 20000
Franken.

Laut dem VBS hat der Oldtimer-
BestandbeiderSchweizerArmeein
den letzten Jahren stark abgenom-
men. Gründe sind die Konzentra-
tion der Logistik-Standorte und die
Reduktion der Lagerfläche.

Ausrangiertes Armeematerial
kann am Mittwoch in Thun eben-
falls gekauft werden. Zu festen Prei-
sen werden Küchen- und Werk-
statteinrichtungen, Gummiboote
und Textilien feilgeboten, darunter
auch Neuwertiges.

In den letzten Jahren ist die
Armeefahrzeug-Gant jeweils von
rund 10000 Personen besucht
worden. (sda)

440 Fahrzeuge
sind zu ersteigern

Nächtliche Suchaktion
nach einem Knaben
BIEL In der Nacht auf Donnerstag
hat die Polizei im Gebiet Biel-Mett
eine mehrstündige Suchaktion nach
einem neunjährigen Knaben durch-
geführt. Der Junge war am Abend
nicht nach Hause zurückgekehrt,
worauf die Polizei die grosse Suche
startete. Sie setzte auch einen He-
likopter ein, was in der näheren
Umgebung zu erhöhtem Lärm führ-
te. Kurz nach 5.30 Uhr wurde der
Knabe bei einer anderen Familie
wohlbehalten aufgefunden. Wei-
tere Abklärungen seien im Gang,
teilt die Polizei mit. (pkb)

Berner Herzforscher erhält
hohe Auszeichnung
UNIVERSITÄT Der Herzforscher
André G. Kleber vom Institut für
Physiologie der Universität Bern ist
von der renommierten amerikani-
schen Heart Rhythm Society mit dem
Distinguished Scientist Award aus-
gezeichnet worden. Kleber ist erst
der dritte Europäer, der diesen
Award erhält. Verliehen wurde ihm
die Auszeichnung für neue Erkennt-
nisse im Bereich grundlegender Me-
chanismen der elektrischen Impul-
sausbreitung im Herzen und der
Herzrhythmusstörungen. (pd)

FDP portiert Urech
BURGDORF Die FDP Burgdorf hat
an ihrer Mitgliederversammlung
Gemeinderat Peter Urech als Kan-
didaten für das Stadtpräsidium vor-
nominiert, wie er auf Anfrage sagte.
Urech wird sich am 20. Mai dem
Nominationsverfahren des bürger-
lichen Lagers stellen. FDP, SVP und
die Wirtschaftsverbände wollen sich
für die Gemeindewahlen im No-
vember auf eine gemeinsame Kan-
didatur für das Stadtpräsidium ei-
nigen. Von SVP und Wirtschaftsver-
bänden wurden bisher keine Vor-
nominationen bekannt. Auch SP
und GFL streben eine gemeinsame
Kandidatur an. Die Nominations-
versammlung des rot-grünen Lagers
findet am 4. Juni statt. (al)

Solaranlage
auf Schulhausdach
LANGNAU Auf dem Dach der Se-
kundarschule soll eine Fotovoltaik-
anlage zur Produktion von Solar-
stromentstehen.DieGemeindewird
das Dach der Vereinigung Energie
Plus kostenlos für 25 Jahre zur Ver-
fügungstellen,wiederGemeinderat
mitteilt. Die Anlage soll wenn mög-
lich noch in diesem Jahr erstellt wer-
den. Sie wird pro Jahr 30000 Kilo-
wattstunden produzieren, was dem
Stromverbrauch von rund sieben
Einfamilienhäusern entspricht. Die
Vereinigung Energie Plus mit Sitz
in Langnau fördert umweltfreund-
liche Energie und hat schon ver-
schiedene Projekte realisiert. Sie ist
gemeinnützig orientiert und finan-
ziert sich unter anderem über Dar-
lehen und Spenden. (al)

KURZ

THUNKaumhattederersteProzess
in der Sex-Affäre rund um den FC
Thunbegonnen,wurdedieserauch
schon wieder unterbrochen. Ges-
ternmussteeinehemaligeroderak-
tiver Spieler des FC Thun vor der
Einzelrichterin erscheinen, dies
war der erste von sieben Terminen
bei der Einzelrichterin. Nach der
ersten Einvernahme wurde dieVer-
handlung abgebrochen, wie das
Gericht in Thun gestern mitteilte.
Die Hauptverhandlung und die
Urteilseröffnung wurden auf einen
unbekannten Termin verschoben.
Wie bei der ersten Einvernahme
wird die Öffentlichkeit auch bei der
Hauptverhandlung ausgeschlos-
sen sein. Die Urteilseröffnung soll
hingegen öffentlich sein. Der
nächste bekannte Termin ist der
2. Mai. An diesemTag muss sich ein
weiterer ehemaliger oder aktiver
Spieler des FC Thun vor der Einzel-
richterin verantworten. Die An-
schuldigungen lauten auf mehrfa-
che sexuelle Handlungen mit ei-
nem Kind. (ba)

Erster Prozess
unterbrochen

In Bern kein
Thema

Die Abfallrechnung der Stadt
Bern weist Verluste von jähr-
lich rund sechs Millionen
Franken auf. Das Abfallregle-
ment,dasseitFrühling2007in
Kraftist,brachtezumTeilhap-
pige Gebührenerhöhungen.
Wie Thun rangiert die Stadt
Bern im erwähnten Tarifver-
gleich des Preisüberwachers
denn auch deutlich über dem
Durchschnitt. Eine Senkung
der Grundtaxen ist aber kein
Thema.«Entscheidendfürdie
Höhe der Gebühren sind die
Dienstleistungen», sagt Ste-
fan Schwarz, Generalsekretär
der Direktion fürTiefbau,Ver-
kehr und Stadtgrün (TVS).
Und diese seien in Bern her-
vorragend. Anderer Ansicht
ist die SVP: «Bern bietet min-
derwertige Entsorgung zu
Höchstpreisen», sagt Stadtrat
Peter Bernasconi. (bob)

30 Städte
im Vergleich

BereitsimJahr2006veröffent-
lichtederPreisüberwacherei-
nen Gebührenvergleich für
Wasser, Abwasser und Abfall.
Verglichen wurden die 30
grössten Schweizer Städte. Im
KantonBernwurdendieStäd-
te Bern, Biel, Thun und Köniz
für den Vergleich berücksich-
tigt. Die Gebühren aller vier
Städte liegen dabei im oberen
Preissegment, zeigte der Ver-
gleich.WährendBielundBern
bezüglich der Gesamtbelas-
tung zu den obersten fünf
Städten gehören, liegen Thun
und Köniz im oberen Mittel-
feld. Bereits damals ist die
Stadt Thun allerdings durch
ihre vergleichsweise hohen
Abfallgebühren aufgefallen.
In Biel hingegen führt die of-
fenbarteureAufbereitungvon
Seewasser zu sehr hohen
Wassergebühren. (gum)
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